
Aktenzeichen: 
10C994/12 

Verkündet am 
28.08.2012 

Eiberle, JAng'e 
Urkundsbeamtin der 
Geschäftsstelle 

ln dem Rechtsstreit 

Prozessbevollmächtigte: 

Ausfertigung 

Amtsgericht Esslingen 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

---·--·--·-------. 

0 4. SEP. Z01Z 

Scw~VJARZ 
RECHTSANWÄLTE 

-----·-----·-·· -----' 

Rechtsanwälte Schwarz und Kollegen, Herzog-Georg-Str. 5, 89264 Weißenhorn, Gz.: Jenn­
wein, 2467/11 (CV) 

gegen 

wegen Forderung 

hat das Amtsgericht Esslingen 
durch die Richterin am Amtsgericht Meyding 
am 28.08.2012 nach dem Sach- und Streitstand vom 13.08.2012 ohne mündliche Verhandlung 
gemäß § 495a ZPO im vereinfachten Verfahren 

für Recht erkannt: 
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1. 
Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger € 55,-- nebst Zinsen hieraus in Höhe von fünf Prozent­
punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seti 19.05.2012 zu bezahlen. 

2. 
Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger außergerichtliche Rechtsanwaltsgebühren in Höhe 
von netto € 39,-- nebst Zinsen hieraus in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen Ba­
siszinsatz seit 19.05.2012 zu bezahlen. 

3. 
Die Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits. 

4. 
Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

5. 
Eine Berufung wird nicht zugelassen. 

Streitwert: € 55,--. 

Von der Darstellung eines Tatbestandes wird gern.§ 313 a ZPO abgesehen. 

Entscheidun.gsgründe: 
Die zulässige Klage führt in vollem Umfang zum Erfolg. 

Die Beklagte ist gern. §§ 1 ,3 PfiVG in Verbindung mit§§ 7 StVG, 823, 249 ff. BGB verpflichtet, 
an den Kläger wie beantragt weitere € 55,-- zu bezahlen. 

Der Kläger aktivlegitimiert, nachdem das geschädigte Unternehmen, die Firma 
- nach einem Unfall im Jahre 2011 in Esslingen seinen Anspruch auf Schadensersatz ge­
genüber der Berklagten erfüllungshalber wirksam abgetreten hat. Dies ist zwischen den Partei­
en nicht streitig. 

Unstreitig ist auch für die volle Haftung dem Grunde. 

Die im Rahmen der Gesamthöhe der Schadensersatzforderung streitige Position, d.h. weitere, 
noch offene Sachverständigengebühren, hat die Beklagte ebenfalls zu begleichen, §§ 249 ff. 
BGB. 

Nachdem der Sachverständige und Kläger bereits zur Erstellung des Gutachtens vom 
15.04.2011 (Anlage K 3, Aktenseite 33 ff.) durch das geschädigte Unternehmen 
-herangezo~en worden und erst anschließend eine Reparatur erfolgt war, kann der Ge­
schädigten nicht vorgeworfen werden, dass diese sich erneut an den Sachverständigen bzw. 
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Kläger gewandt hat, um sich die ordnungsgemäße Durchführung dieser Reparatur bestätigen 
· zu lassen. 

Insbesondere liegt hier kein Verstoß gegen die Schadensminderungspflicht gern: § 254 BGB 
vor. Grundsätzlich steht es einer geschädigten Person frei, wie sie die Durchführung einer Repa­
ratur nach einem Verkehrsunfall nachweist. Selbst wenn es andere und kostengünstigere Mög­
lichkeiten, wie die von Beklagtenseite Vorgeschlagenen gibt, eine erfolgte Reparatur nachzuwei­
sen, so bedeutet dies nicht zwangsläufig, dass diese Wege die einzigen sind, die von einem Un­
fallgeschädigten einzuschlagen und somit betreffend des Schadens erstattungsfähig wären. 
Dies würde· nämlich bedeuten, dass ein Unfallgeschädigter nur noch die von der jeweiligen Versi­
cherung gewünschte Modalität wählen dürfte, was einem geschädigten Unfallbeteiligten nicht zu­
gemutet werden kann. 

Die hier gewählte Vorgehansweise ist vielmehr, insbesondere nachdem die Zahlungswilligkeit 
der Verkehrshaftpflichtversicherungen deutlich zurückgegangen ist, sinnvoll, da mittlerweile um 
die Berechtigung jeder Schadensersatzposition, und ganz besonders, was die Nutzungsaustall­
entschädigung angeht, gerungen wird. 
Wenn hier ein Geschädigter den sicheren Weg wählt, um jeglichen Einwänden der verschiede­
nen Versicherungsunternehmen von vorn herein aus dem Weg zu gehen, so ist dies der Abwick­
lung eines Unfalls nur dienlich. Dies gilt insbesonc:Jere dann, wenn die Kosten einer solchen Be­
stätigung insgesamt einen zu vernachlässigenden Betrag von € 55,-- ausmacht. 

Damit waren auch die geltend gemachten Nebenforderungen zuzusprechen. Diese ergeben 
sich aus§§ 288, 286 und 284 BGB i.V. mit den Vorschriften des RVG. 

Die Kostenentscheidung folgt§ 91 ZPO, die vorläufige Vollstreckbarkeit§§ 708 Nr. 11, 713 ZPO. 
Anhaltspunkte gem. § 511 Abs. 4 ZPO sind nicht ersichtlich. 

Meyding 
Richterin am Amtsgericht 

Ausgefertigt 
Esslingen, 30 12 




